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An den Herrn 
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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hussing, Müller 
(Berlin), Dr. Rinsdie, Dr. Böhme, Pfeifer, Krampe, Frau 
Dr. Wolf, Zink und Genossen 
— Drufksadie VI/2068 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


Der Ck-sunclhcils'oericht der BuiiCiCsregierung erhebt den Anspruch, 
(inen umfassenden Überblick über die Gegebenheiten und Not- 
V. eti(iicjkeiU:n des Gesundheitsschutzes und der Gesundheitsvor- 
sorge zu geben (Rede der Bundesministerin Frau Strobel vom 
12. März 1971 vor dem Deutschen Bundestag). 

1. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß dieser An.spruch 
gehalten werden kann angesichts der Tatsadie, daß der gesund- 
heitspolitischen Lage von drei Millionen ausländischen Arbeit- 
nehmern und Familienmitgliedern keine Zeile gewidmet ist? 


Der Gesundheitsbericht der Bundesregierung zeigt die gegen- 
wärtigen und künftigen Erfordernisse der Gesundheitspolitik 
in der Bundesrepublik Deutschland auf. Er stellt den Menschen, 
seine Gesunderhaltung und die Wiederherstellung seiner Ge- 
sundheit in den Mittelpunkt seiner Ausführungen. In den 
Grundsätzen zur Gesundheitspolitik wird dargestellt, daß Ge- 
sundheitspolitik nur erfolgreich werden kann, wenn Gesund- 
heit als Gemeinschaftsaufgabe für alle begriffen wird. Entspre- 
chend dieser Verantwortung des Staates für alle Mitbürger 
unterscheidet der Gesundheitsbericht grundsätzlich nicht zwi- 
schen Deutschen und Ausländern, sondern betrachtet die Be- 
völkerung der Bundesrepublik Deutschland als Einheit, der eine 
Vielzahl von Gesundheitsmaßnahmen für die vielfältigen Er- 
scheinungsformen körperlicher und psychischer Gefährdungen 
angeboten werden müssen. Den ausländischen Arbeitnehmern 
und ihren Familienmitgliedern gewährt die gesetzliche Kran- 
kenversicherung, der ausnahmslos alle legal in der Bundesre- 
publik Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer angehören. 
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gleichen Schutz und gleiche Leistung. Da der Personenkreis der 
ausländischen Arbeitnehmer überwiegend junge Menschen im 
leistungsfähigen Alter umfaßt, ist deren Gesundheitszustand 
verglichen mit dem Durchschnitt der erwerbstätigen Bevölke- 
rung eher positiv als negativ zu bewerten. Die Repräsentativ- 
erhebung über den Krankenstand der ausländischen Arbeit- 
nehmer, die etwa 350 000 Ausländer umfaßt, die bei gesetz- 
lichen Krankenkassen versichert sind, bei denen es insgesamt 
rd. 3 Millionen Versicherte mit Anspruch auf Krankengeld gibt 
und die von der Deutschen Verbindungsstelle Krankenversiche- 
rung — Ausland Bundesverband der Ortskrankenkassen seit Jah- 
ren durchgeführt wird, hat ergeben, daß bis Sommer 1970 der 
Krankenstand der ausländischen Arbeitnehmer insgesamt nie- 
driger als der der deutschen Arbeitnehmer lag. Unter Kranken- 
stand im Sinne dieser Ausführungen ist das Prozentverhältnis 
der arbeitsunfähigen Pflichtversicherten zur Zahl aller Pflicht- 
versicherten mit Anspruch auf Krankengeld zu verstehen. 

Ohne Zweifel bringt die Wanderungsbewegung einer großen 
Zahl von Menschen erhebliche gesundheitliche Probleme mit 
sich, jedoch wurden diese sehr frühzeitig vorausschauend durch- 
dacht, entsprechende Maßnahmen eingeleitet und laufend ver- 
bessert. Das bezieht sich vor allem auf die ärztliche Untersu- 
chung der ausländischen Arbeitnehmer. Diese erfolgt entweder 
vor ihrer Einreise in die Bundesrepublik Deutschland oder un- 
mittelbar nach ihrer Einreise. Neben den genannten Vorsorge- 
untersuchungen sind die ausländischen Arbeitnehmer und ihre 
Familien in der gesundheitlichen Betreuung in jeder Hinsicht 
ihren deutschen Kollegen gleichgestellt. So konnte auch der 
Bundesgesundheitsrat, als ihm im Jahre 1967 die Frage vorge- 
legt wurde, ob die bisher vorliegenden Beobachtungen über den 
Gesundheitszustand ausländischer Arbeitnehmer eine Erweite- 
rung der geltenden Bestimmungen oder sonstige ergänzende 
gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen erfordern, feststellen, 
daß der Gesundheitszustand der ausländischen Arbeitnehmer 
sich nicht wesentlich von dem der inländischen unterscheidet 
und dieser Personenkreis daher auch keine Gefahr für die Ge- 
sundheit der deutschen Bevölkerung darstellt. Allerdings war 
der Bundesgesundheitsrat damals der Meinung, daß gesund- 
heitsfürsorgerische Maßnahmen, da sie durch die starke Fluk- 
tuation der ausländischen Arbeitnehmer erschwert würden, 
vermehrte Anstrengungen aller Verantwortlichen erfordern. 
Dem ist in den darauffolgenden Jahren Rechnung getragen 
worden. 


2. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß bcsuiidere Betrach- 
lungen des Gesundheitsschutzes und der Gesundheitsvorsorge 
für diesen Bevölkerungskreis nicht nötig sind, obwohl die In- 
formationen über Lebensgewohnheiten in bezug auf Kleidung, 
Ernährung und bei der Herbringung der ausländischen Arbeit- 
nehmer als nicht ausreichend betrachtet werden, Wohnungen 
sehr oft den hygienischen Ansprüchen nicht genügen und un- 
gesund vom Zustand her gesehen sind, Freizeit wenig gestaltet 
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wird, die Unfdllhäufigkeit beüächllidi höher ist, medizinisdie 
Möglichkeiten und Einrichtungen nicht hinreichend bekannt 
sind, Unkenntnis und Angstlidikeit, insbesondere mit Blick auf 
die GOO 000 weiblichen ausländischen Arbeitnehmer verbreitet 
ist? 


Die Frage der Unterkünfte ausländischer Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland ist gerade im Laufe des letzten 
Jahres eingehend überprüft worden und hat zu neuen Richt- 
linien geführt, die der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung mit Schreiben vom 30. März 1971 bekannt gegeben 
hat und die ab 1. April 1971 in Kraft getreten sind. Sie haben 
gegenüber den bisherigen Richtlinien gerade im Hinblick auf die 
Hygiene im weitesten Sinne ganz wesentliche Verbesserungen 
gebracht. 

Leider werden diese neuen Richtlinien nicht überall in nach den 
bisherigen Richtlinien erbauten Unterkünften von heute auf 
morgen verwirklicht werden. Neue Unterkünfte können aller- 
dings nur noch nach den neuen Bestimmungen gebaut werden. 

Ein ausreichendes Angebot für sinnvolle Gestaltung der Frei- 
zeit ist nicht nur für ausländische Arbeitnehmer ein ernstes 
Problem mit Auswirkungen auf Gesundheit und Leistungsfähig- 
keit. Die Betreuungsverbände verwenden einen Teil ihrer Mit- 
tel dafür, den ausländischen Arbeitnehmern Angebote für die 
Freizeitgestaltung zu machen. Dies geschieht nicht nur in Wohn- 
heimen, sondern auch in Freizeitheimen und Freizeiträumen. 
Eine größere Anzahl deutscher Vereine hat den ausländischen 
Arbeitnehmern die Möglichkeit zur Teilnahme an Freizeitver- 
anstaltungen eröffnet. Daneben haben die ausländischen Arbeit- 
nehmer Gelegenheit, sich in eigenen Vereinen zu betätigen. 

Der Entwurf der Richtlinien für die Förderung von Familien- 
ferienstätten — nach dem bereits verfahren wird — ermöglicht 
die Aufnahme von ausländischen Arbeitnehmern und ihrer Fa- 
milien in einer Familienferienstätte. Unterlagen über die bis- 
herige Nutzung dieser Möglichkeit liegen dem Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit und den Arbeits- 
kreisen für Familienerholung noch nicht vor. 

Aus dem Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung (Druck- 
sache VI/ 1970 vom 16. März 1971, Seiten 83 ff.) ergibt sich, daß 
die Unfallhäufigkeit ausländischer Arbeitnehmer, insbesondere 
am Anfang ihrer Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
höher ist als die vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer. Dieses 
hängt mit der notwendigen Anpassung einer im wesentlichen 
aus Agrargebieten stammenden Menschengruppe an die indu- 
strielle Arbeitswelt zusammen. In dem Unfallverhütungsbericht 
sind aber auch Maßnahmen genannt, um der erhöhten Unfall- 
häufigkeit entgegenzuwirken. 
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Hinsiditlich der Aufklärung der ausländisdien Arbeitnehmer 
über die Inanspruchnahme medizinischer Möglichkeiten imd 
Einrichtungen kann die Bundesregierung auf zahlreiche Infor- 
mationshilfen in den jeweiligen Landessprachen verweisen, die 
der ausländische Arbeitnehmer vor der Ausreise aus seinem 
Heimatland und nach der Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland nutzen kann. Angesichts dieser Möglichkeiten 
hängt es auch von der Bereitschaft des einzelnen ab, wie lange 
Unkenntnis und Ängstlichkeit vorherrschen. 

Die Bundesregierung bemüht sich über die Information hinaus, 
die der Wanderungswillige bereits vor der Arbeitsaufnahme 
in der Bundesrepublik Deutschland durch seine Heimatbehörden 
erhält und die ihm über die Auslandsvertretungen der Bundes- 
republik Deutschland und die Dienststellen der Bundesanstalt 
für Arbeit im Abgabeland zugänglich sind, durch Hinweise in 
dem Ratgeber für ausländische Arbeitnehmer gesundheitliche 
Ratschläge zu geben. Auch im Rahmen des gepflogenen Sach- 
verständigenaustausches haben die für die Wanderung zustän- 
digen Stellen Gelegenheit, sich über die gesundheitlichen Ver- 
hältnisse und die Arbeits- und Lebensgewohnheiten in Deutsch- 
land zu unterrichten und ihre Kenntnisse den Wanderungs- 
willigen zu vermitteln. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, künftige Gcsundhcitsbericlite 
auch über diese Problemkreise Auskunft geben zu lassen? 


Die Bundesregierung wird bei der Abfassung künftiger Ge- 
sundheitsberichte bestimmte Bevölkerungsgruppen berücksich- 
tigen, wenn besondere Probleme dies rechtfertigen oder sich für 
einen Personenkreis besondere Maßnahmen des Gesundheits- 
schutzes und der Gesundheitsvorsorge als notwendig erweisen 
sollten. 


Käte Strobel 



